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Grundsätzliche Möglichkeiten zur Optimierung der Versorgungssicherheit unter Berücksichtigung 
der sich anbahnenden energiewirtschaftlichen und energiepolitischen Entwicklungen im Zusammen- 
hang mit dem Ukraine - Krieg 


EnBW bekennt sich klar zum Atomausstieg und hat daher ihr Handeln (Rückbauvorbe- 
reitung, Personalplanung, Brennstoffversorgung, ...) darauf abgestimmt. Bei allen drei 
noch in Betrieb befindlichen Anlagen (GKN 2, KKI 2 und KKE, in Summe ca. 4300 MW) 
laufen derzeit die Vorbereitungen für Nachbetrieb und Rückbau. 


Auf Grundlage des im Jahr 2011 beschlossenen Atomausstieges werden die letzten drei 

in Deutschland noch in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke spätestens am 31.12.2022 
ihr Recht auf Leistungsbetrieb gemäß Atomgesetz verlieren und abgeschaltet. GKN 2 allein 
deckt ca. ein Sechstel des Stromverbrauchs in Baden-Württemberg. 


Diese drei Jüngsten, s. g. Konvoi Anlagen erfüllen bereits aufgrund ihrer Auslegung 

höchste Sicherheitsstandards. Die Reaktor-Sicherheitskommission hat darüber hinaus in 

der „Zusammenfassenden Stellungnahme der RSK zu Zivilisatorisch bedingten Einwirkungen, 
Flugzeugabsturz“ gerade erst Ende letzten Jahres (524. Sitzung am 20.10.2021) bestätigt, 
dass diese selbst einem gezielten Absturz eines großen Verkehrsflugzeugs aus sicherheits- 
technischer Sicht standhalten. 


Aus technischer Sicht wäre ein Weiterbetrieb der Anlagen denkbar. Die hierdurch zu- 
sätzlich mögliche Grundlastbereitstellung von rund 4300 MW wäre ein zusätzlicher Bei- 
trag zur Versorgungssicherheit und hätte auch eine preisdämpfende Wirkung. 


Ein ununterbrochener Leistungsbetrieb mit der derzeitigen Betriebsweise wäre aller- 
dings ohne weitere Maßnahmen nur noch für einen begrenzten Zeitraum und bei deut- 
lich verminderter Leistung über den 31.12.2022 hinaus möglich; bspw. für GKN Il im 
Bereich weniger Wochen. Hintergrund hierfür ist, dass die noch vorhandenen Brenn- 
elemente bis dahin weitgehend verbraucht wären und die Betreiber aufgrund des 
Atomausstieges auch keine neuen Brennelemente mehr beschafft haben. 


Damit ein Beitrag zur Versorgungssicherheit gerade in den kritischeren Zeiträumen 
Winter 2022 / 2023 sowie Winter 2023 / 2024 und dann ununterbrochen darüber hin- 
aus möglich wäre, müssten sehr zeitnah einige zentrale Entscheidungen getroffen bzw. 
Maßnahmen umgesetzt werden: 


1. Es müsste eine baldige Einsenkung oder gar Abschaltung der Anlagen über die 
kommenden Sommer-/Herbstmonate erfolgen, damit die dadurch eingesparte 
Menge dann im Winter 2022 / 2023 zur Verfügung stehen könnte. 


2. Die sofortige Neubeschaffung von Brennelementen müsste angestoßen wer- 
den, damit diese für einen Betrieb im Winter 2023 / 2024, fortfolgend, zur Ver- 
fügung stehen (Brennstoffbeschaffungs- und Brennelementfertigungsdauer 
voraussichtlich ca. 1,5 Jahre). 


3. Die Revisions-, Instandhaltungs- und Wartungsplanungen müssten kurzfristig 
für einen Weiterbetrieb nach dem 31.12.2022 angepasst werden. 
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4. Das erforderliche Personal müsste durch einvernehmliche Rücknahme bereits 
abgeschlossener Altersteilzeitverträge und sofortigen Beginn der Aus- und 
Weiterbildung weiterer Ressourcen abgesichert werden. 


5, Eine Änderung der derzeit geltenden Gesetzeslage vor dem 31.12.2022 wäre 
zwingend notwendig, da der Verlust des Rechtes auf Leistungsbetrieb eine 
neue Betriebsgenehmigung nach aktuellem Stand von Wissenschaft und Tech- 
nik erforderlich machen würde. 

6. Damit die erforderlichen Entscheidungen über die nachfolgenden Schritte ge- 
troffen werden können, müsste der Gesetzgebungsprozess sehr zeitnah auf 
den Weg gebracht werden. 


Die Anlagen befinden sich, auch im internationalen Vergleich, auf höchstem sicher- 
heitstechnischem Niveau. Der Weiterbetrieb könnte daher auf diesem hohen sicher- 
heitstechnischen Status Quo erfolgen. Voraussetzung hierfür wäre, dass für den Wei- 
'terbetrieb vorlaufend nicht noch zusätzliche, unverhältnismäßige Maßnahmen und 
Nachrüst-Anforderungen verlangt werden. 


Die sich aus einem solchen Vorgehen insgesamt ergebenden energiewirtschaftlichen 
Konsequenzen sowie finanziellen und rechtlichen Risiken müssten ebenfalls umgehend 
bewertet und zeitnah die entsprechende Lastenteilung zwischen den Beteiligten geklärt 
werden. 


Graphische Darstellung einer möglichen Betriebsverlängerung 
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Aktuell Revision 


herheit der Wintermonat: /23 und 2023/24 könnten ernenercie unterstützt 


Brennelementfertigung beauftragt, 
Personal (u. a. Rücknahme bereits unterschriebener ATZ Verträge } gesichert würde, 


Gesetzeslage angepasst, 

Absicherung, dass der Weiterbetrieb nicht an unverhältnismäßige, zusätzliche Nachrüst- 
Anforderungen geknüpft wird, erfolgt. 

Wirtschaftliche Auswirkungen müssen noch überprüft werden 
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